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Kommunale Spitzenverbände


                                                                                                       Sachsen-Anhalt


Thema
Leitbild Landesregierung
SGSA
Landkreistag






Reformbedingungen

1. Aufgaben- und Funktionalreform sind   vorrangig vor einer Gebiets- und Strukturreform. Sie sind deshalb spätestens gleichzeitig durchzuführen
Kommunal- und Verwaltungsreform 

bedingen einander. Auch in der Landesverwaltung sind grundsätzliche Neuorientierungen im Verwaltungsaufbau überfällig.



2. Eine Kommunalreform ist ohne gleichzeitige Reform der Landesverwaltung, die diesen Namen verdient, nicht denkbar und würde nicht akzeptiert. Insoweit hat das Land eine durch Taten zu belegende Vorbildfunktion.
Angesichts der knapper werdenden öffentlichen Finanzmittel ist eine Verwaltungsreform im Land auf allen Ebenen unbestritten.



3. Die Eckwerte des kommunalen Leitbildes treten bei der konkreten Umsetzung hinter raumordnungsrechtliche Festlegungen, Siedlungsstruktur, Schul-, Wirtschafts- und Verkehrsverhältnisse sowie historische, kulturelle und kirchliche Beziehungen zurück. Die Neustrukturierung kommunaler Einheiten darf nicht ausschließlich von leitbildgerechten Mindestgrößen abhängen.
Beim künftigen Zuschnitt muss die jeweilige örtliche Zusammengehörigkeit berücksichtigt werden, die sich kulturhistorisch, wirtschaftlich oder funktional erschließen kann.



4. Mit der Verlagerung von Aufgaben und der Veränderung von Strukturen muss zeitgleich eine Reform der Finanzregelungen zwischen Land und Kommunen einhergehen. Ziel muss eine aufgabengerechte Finanzausstattung sein, die in einem transparenten und partnerschaftlichen Verfahren gefunden wird.


Die finanziellen Folgen der funktionellen und strukturellen Änderungen sind sachlich und fair zu analysieren. 





















(Einheits-) Gemeinde
Vorrang der Einheitsgemeinde
Vorrang der Einheitsgemeinde, fortentwickelte VG ausnahmsweise möglich
grds. Einheitsgemeinde anstreben, im Einzelfall kann aber VG notwendig sein







mindestens 7.000 EW, in dichter besiedelten Gemeinden Überschreitungen möglich und gewünscht
mindestens 7.000 EW, in dichter besiedelten Gemeinden eher 10.000 EW
mindestens 7.000 EW, in dichter besiedelten Gemeinden 10.000 EW, eher 12.000 EW, weil damit Schulträgerschaft für Sekundarschulen möglich wird







Einführung und Stärkung der Ortschaftsverfassung
Einführung und Stärkung der Ortschaftsverfassung
Einführung und Stärkung der Ortschaftsverfassung







neue Wahlbereiche müssen bisherige Gemeindestruktur berücksichtigen
dauerhafte Bildung von Wahlbereichen aus den einzugliedernden Gemeinden
dauerhafte Bildung von Wahlbereichen aus den einzugliedernden Gemeinden








Vorrang kommunaler Aufgabenerledigung









Übertragung von Kreisaufgaben prüfen:

· Trägerschaft der Sekundarschulen und auf Verlangen der Gymnasien

· BSHG und AG BSHG
Übertragung von Kreisaufgaben abhängig von der gemeindlichen Verwaltungskraft (vgl. Zielzahlen)


































































(Einheits-) Gemeinde

· Aufgaben der Wohngeldstelle,




· Führerscheinangelegenheiten, 




· Aufgaben der Kfz-Zulassung,




· Aufgaben der unteren Straßenverkehrbehörde,




· Aufgaben nach dem Gaststättengesetz,




· Aufgaben der unteren Bauaufsicht und der unteren Denkmalschutzbehörde









Übertragung weiterer Aufgaben ist zu prüfen;









alternativ Kreisaufgaben vor Ort durch Gemeinde wahrnehmen lassen, 
neue Kommunikationstechniken nutzen
moderne Informationstechnik nutzen












































































Verwaltungsgemeinschaft
Abschaffung des Trägergemeinde-Modells
Abschaffung des Trägergemeinde-Modells; Vorrang der Überführung in Einheitsgemeinden

Trägergemeinde-Modell schafft Probleme, Abschaffung vertretbar










Mitgliedsgemeinden mit 1.200 EW, keine Ausnahmen
Mitgliedsgemeinden mit 1.000 EW; Ausnahmen in begründeten Fällen zulässig
Mitgliedsgemeinden mit 1.000 EW







keine direktdemokratische Legitimation, 
keine zusätzliche kommunale Ebene schaffen,
Verwaltungsamtsleiter für 10 Jahre
unmittelbare demokratische Legitimation des Gemeinschaftsausschusses für 5 Jahre und des Verwaltungsamtsleiters für 7 Jahre
unmittelbare demokratische Legitimation des Gemeinschaftsausschusses für 5 Jahre und des Verwaltungsamtsleiters für 7 Jahre







Verwaltungsamtsleiter mit Qualifikation für den allg. geh. Verwaltungsdienst

Verwaltungsamtsleiter mit Qualifikation für den allg. geh. Verwaltungsdienst







Verwaltungsamtsleiter mit Widerspruchs recht bei Rechtsverstössen der Mitgliedsgemeinden. Widerspruchsrecht und -verpflichtung der ehrenamtlichen Bürgermeister bleiben unberührt.
Verwaltungsamtsleiter mit Widerspruchsrecht bei Rechtsverstössen der Mitgliedsgemeinden. Widerspruchsrecht und -verpflichtung der ehrenamtlichen Bürgermeister bleiben unberührt.
Verwaltungsamtsleiter mit Widerspruchsrecht bei Rechtsverstössen der Mitgliedsgemeinden. Widerspruchsrecht und -verpflichtung der ehrenamtlichen Bürgermeister bleiben unberührt.



















































Verwaltungsgemeinschaft
10.000 EW, Ausnahmen denkbar
10.000 EW als Zielgröße
10.000 EW, eher 12.000 EW, weil damit Übernahme der Schulträgerschaft der Sekundarschulen möglich wird







7 Mitgliedsgemeinden, ausnahmsweise 8
7 - 8 Mitgliedsgemeinden, ausnahmsweise 10 in sehr dünn besiedelten Gebieten








Verwaltungszentrum nicht weiter als 15 km Luftlinie entfernt
Verwaltungszentrum nicht weiter als 15 km Luftlinie entfernt








keine Übertragung originärer Zuständigkeiten aus dem eigenen Wirkungskreis der Mitgliedsgemeinden per Gesetz
gesetzliche Übertragung von (Pflicht-) Aufgaben des eigenen Wirkungskreises, insbesondere gemeinsamer Flächennutzungsplan, Kindertageseinrichtungen, Grund- und Sekundarschulen 
Zu prüfen: Brandschutz, Einrichtungen mit Anschluss- und Benutzungszwang
gesetzliche Übertragung von Pflichtaufgaben des eigenen Wirkungskreises







keine Modifizierung des Aufgabenbestandes
Übertragung von Kreisaufgaben prüfen, 
alternativ Kreisaufgaben vor Ort durch VG wahrnehmen lassen, 

neue Kommunikationstechniken nutzen
Übertragung von Kreisaufgaben abhängig von der gemeindlichen Verwaltungskraft (vgl. Zielzahlen), 

moderne Informationstechnik nutzen














































Landkreise
Kreisgebietsreform erforderlich: 

· Stärkung zum Erhalt der Fähigkeit zur Aufgabenerledigung

· Lösung großräumiger Planungs- und Entwicklungsaufgaben bei 80.000 EW nicht möglich

· Kreisgebiete als entwicklungsfähige Lebens- und Wirtschaftsräume

· schwerpunktbildende Strukturverbesserung nur auf größerer Fläche lösbar

· Veränderungen im Gesamtgefüge erfordern Kreisgebietsreform
Kreisgebietsreform erforderlich
Maßstabsvergrößerung muss inhaltlich belegt sein, mangelnde Leistungsfähigkeit der kreislichen Ebene wird zurückgewiesen 

auch in anderen Ländern bestehen kleinere Landkreise 

interkommunale Zusammenarbeit ermöglicht bereits kreisübergreifende Entwicklungen 

Gemeindeebene und Landesverwaltung müssen neu geordnet werden







mindestens 150.000 EW, 
Entfernung zwischen Gemeinde und Kreisverwaltung i.d.R. nicht mehr als 45 km Luftlinie
Landkreise mit einer Größe schaffen, die Regierungspräsidien als Bündelungsbehörde der Mittelinstanz überflüssig machen. Ernsthaft prüfen, ob aus den 5 Regionen Großkreise entwickelt werden können.
bei zweistufigem Verwaltungsaufbau mittelfristig 150.000 EW unter Berücksichtigung der Bevölkerungsentwicklung, derzeitige Planungsregionen können keine Barrieren darstellen







Problem der Leitungsspanne bei der Kommunalaufsicht löst sich mit der gemeindlichen Neustrukturierung

Gemeindereform qualifiziert die untere Kommunalaufsicht









































Landkreise
Grundsatz der Einheit und Einräumigkeit der Verwaltung in der Kreisinstanz beachten

Bündelungsprinzip erstinstanzlich einführen







Abgleich der Kreisgrenzen mit den Zuständigkeitsbereichen der staatlichen Sonderbehörden
Übernahme der Aufgaben der Landesbehörden durch Landkreise
vorgeschlagene Aufgabenübertragungen: 

· Verkehrsordnungswidrigkeiten,

· Aufsicht über die Kinderbetreuung,

· sozialer Arbeitsschutz,

· Gewerberecht,

· Immissionsschutz,

· Katasterverwaltung,

· Flurbereinigungsverwaltung,

· Dorferneuerung,

· Landwirtschaftsverwaltung,

· Agrarförderung,

· Forstverwaltung,

· alle erstinstanzliche Zuständigkeiten der oberen Naturschutzbehörde, Wasser und Abfallbehörde,

· schulpsychologischer Dienst,

· Schulaufsicht,

· Aufgaben des überörtlichen Sozialhilfeträgers









































Stadt-Umland-Problem
Problem in den kreisfreien Städten Halle und Magdeburg
Problem im Bereich der kreisfreien und größeren kreisangehörigen Städte
Probleme sind nicht strukturell bedingt







Dessau bleibt kreisfrei, 
100.000 EW durch Eingemeindung

Eingemeindungen für Erhalt der Kreisfreiheit Dessaus nicht erforderlich







Existenzgefährdung oder Behinderung in der Entwicklung nicht erkennbar
Leistungsfähigkeit der Zentren gefährdet 
Gefährdung angesichts der Finanztransfers nicht belegt







kein zwingender grundlegender staatlicher Handlungsbedarf
Reform zwingend notwendig
neue gesetzliche Regelungen nicht erforderlich







Selbstverwaltungsorgane müssen handeln
Freiwilligkeit allein bewirkt keine sinnvolle Neuordnung
Selbstverwaltungsorgane müssen handeln







Eingemeindung oder Bildung leistungsstarker Einheitsgemeinden, keine VG's im Umlandbereich
konkrete Eingemeindungsüberlegungen unter Beachtung raumordnungspolitischer Kriterien denkbar
Eingemeindung oder Bildung leistungsstarker Einheitsgemeinden, keine VG's im Umlandbereich







































































Funktionalreform
Ob unverzichtbare öffentliche Aufgaben auf der Ebene des Landes oder der Kommunen erledigt werden, ist nach folgenden Kriterien zu prüfen:

Wo erfolgt effektivste Aufgabenerledigung?
Wie werden Finanz- und Personalressourcen am effizientesten eingesetzt?
Möglicher Wegfall öffentlicher Aufgaben ist auf allen Verwaltungsebenen zu prüfen.

Aufgaben so dicht wie möglich am Bürger organisieren. Vorrang kommunaler Aufgabenerledigung.

Überkommene Zuständigkeitsverteilungen zwischen den bisherigen Verwaltungsebenen in Frage stellen.

Zur Stärkung der Selbstverwaltung sind Landesaufgaben (übertragener Wirkungskreis) nach Möglichkeit in Aufgaben des eigenen Wirkungskreises umzuwandeln. 
Möglicher Wegfall öffentlicher Aufgaben ist auf allen Verwaltungsebenen zu prüfen.

Aufgaben so dicht wie möglich am Bürger organisieren. Vorrang kommunaler Aufgabenerledigung.

Überkommene Zuständigkeitsverteilungen zwischen den bisherigen Verwaltungsebenen in Frage stellen.

Zur Stärkung der Selbstverwaltung sind Landesaufgaben (übertragener Wirkungskreis) nach Möglichkeit in Aufgaben des eigenen Wirkungskreises umzuwandeln.







Verfahrensabläufe einfach gestalten









Doppelarbeit und unsachgemäße Verflechtungen zwischen Land und Kommunen vermeiden
Vorrangig sind Bündelungsstrukturen zu schaffen. Sonderorganisationen bedürfen einer besonderen Rechtfertigung
Vorrangig sind Bündelungsstrukturen zu schaffen. Sonderorganisationen bedürfen einer besonderen Rechtfertigung


































































Landesverwaltung
Reform läuft seit 1995
Reform als Bedingung und parallel zur Kommunalreform
Verwaltungs- und Kommunalreform bedingen einander







Verringerung um 2 Ministerien, Halbierung der Landesoberbehörden, ständige Aufgabenkritik
Entschlackung der Ministerien








aufgabenkritische Untersuchung (verzichtbar, privatisierbar, kommunalisierbar ?)
Vorrang kommunaler Aufgabenerledigung,
alle Sonderbehörden werden in Frage gestellt, Kommunalisierung aller Aufgaben der Sonderbehörden prüfen
Vorrang kommunaler Aufgabenerledigung: 

alle erstinstanzlichen Aufgaben sind zu kommunalisieren







Auflösung der Regierungspräsidien
Auflösung der Regierungspräsidien, keine Außenstellen
bei konsequenter Umsetzung der Reform reicht für die fachlichen Aufgaben ein zweistufiger Behördenaufbau, d. h.: 

keine Regierungspräsidien







Landesverwaltungsamt mit 2 Außenstellen
Landesverwaltungsamt ohne Fachaufgaben, nur für innere Aufgaben der Landesverwaltung
kein Landesverwaltungsamt mit Aufgaben im Verwaltungsvollzug, in der Planung sowie in der Subventionsverwaltung
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